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Aktenzeichen: 6 AZR 717/87
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Urteil vom 24. August 1989

- 6 AZR 717/87 -
I. Arbeitsgericht Freiburg Urteil vom 20. Oktober 1986 - 7 Ca 219/86 -
II. Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg Urteil vom 15. Mai 1987 - 2 Sa 140/86 -
Für die Amtliche Sammlung: Nein
Für die Fachpresse: 
Für das Bundesarchiv

Nein
Nein

ß n t s che i dungs st i chwort:
Rückforderung eines durch Dritte finanzierten 13. ME

Gesetz: BGB §§ 437, 459, 463 Satz 1, § 242 Wegfall der Geschäfts­
grundlage, §§ 812 ff.

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:
Parallelsache zu - 6 AZR 716/87 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


6 AZR 717/87
2 Sa 140/86 Baden-Württemberg

Verkündet am 
24, August 1989
Range,
Regierungsobersekretärin 
a1s ürkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

UrteN
In Sachen
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hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 24. August 1989 durch den Vorsit­
zenden Richter Prof. Dr. Röhsler, die Richter Prof. Dr. Jobs 
und Dörner sowie die ehrenamtlichen Richter Fischer und 
Buschmann für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen cas Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg 
vom 15. Mai 1987 - 2 Sa 140/86 - wird kosten­
pflichtig zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über einen zur Aufrechnung gestellten 
Anspruch des Beklagten aus der Finanzierung eines 13. Monatsein­
kommens des Klägers.

Der Kläger war bei dem Bauunternehmen A. B GmbH & Co.
Ä.G als Kranführer beschäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis fanden 
kraft Tarifbindung die Tarifverträge des Baugewerbes Anwendung, 
darunter der Tarifvertrag über die Gewährung eines Teiles eines 
13. Monatseinkommens im Baugewerbe vom 15. April 1985. Der Ar­
beitgeber des Klägers beantragte im Herbst 1985 wegen Zahlungs­
unfähigkeit die Eröffnung des Konkursverfahrens. Die Arbeitneh­
mer, die seitdem weder ihr monatliches Arbeitsentgelt noch das
180 Monatseinkommen erhielten, schlossen mit der Sparkasse V

Verträge über die Zahlung ihrer Monatslöhne
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folgenden Wortlauts:
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"Ankauf eines Anspruchs auf Arbeitsentgelt
Der Arbeitnehmer 
(Wohnort)
hat gegen die Firma A. GmbH & Co. KG,

einen Anspruch auf Netto- 
Arbeitsentgelt, d.h. auf das um die gesetzlichen 
Abzüge verminderte Arbeitsentgelt, für die Zeit

vom ... bis ... in Höhe von DM ...
(i.W.: Deutsche Mark )

Zug um Zug gegen Zahlung dieses 3etrages verkauft und 
überträgt der Arbeitnehmer der dies annehmenden Spar­
kasse V den vorgenannten Anspruch
auf Netto-Arbeitsentgelt. Die Firma stimmt dem zu.
Aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen steht mit dieser 
Abtretung insoweit auch der Anspruch auf Konkursausfall­
geld der Bank zu. Die Bank wird den Antrag auf Konkurs­
ausfallgeld stellen, wozu sie der Arbeitnehmer, soweit erforderlich, hiermit bevollmächtigt. Die Firma wird 
nach Eröffnung des Konkursverfahrens oder bei einem 
der Eröffnung gleichstehenden Ereignis im Sinne des 
Arbeitsförderungsgesetzes die von der Bank zu unter­zeichnenden Anträge auf Konkursaasfallgeld ausfüllen 
und unterschriftfertig vorbereiten.
Der Arbeitnehmer sichert zu, daß der Anspruch auf 
Arbeitsentgelt weder anderweitig abgetreten oder ver­
pfändet oder gepfändet ist und daß er keinen Antrag 
auf Konkursausfallgeld gestellt und für den obenge­
nannten Zeitraum keine Arbeitslosenunterstützung er­
halten oder beantragt hat oder beantragen wird. Erwei­
sen sich diese Zusicherungen ganz oder teilweise als 
unrichtig, so hat der Arbeitnehmer der Bank jeden daraus 
entstandenen Schaden zu ersetzen.
Die Bank übernimmt außer der Verpflichtung zur Zahlung 
des Kaufpreises keine weiteren Verpflichtungen; sie steht insbesondere nicht für Lohnfolgekosten d.h. für die das Netto-Arbeitsentgelt übersteigenden Beträge 
wie Steuern und Sozialabgaben ein."

Neben den Vertragsparteien Unterzeichneten die Vereinbarung 
auch der Arbeitgeber und der zwischenzeitlich vom Konkursgericht 
bestellte Sequester. Die Arbeitnehmer erhielten aufgrund des Ver­
trages den ihrem Nettoarbeitsentgelt entsprechenden Betrag direkt 
von der Sparkasse ausgezahlt.
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Nachdem das Arbeitsamt V eine mündliche
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Auskunft erteilt hatte, es werde auch für das 13* Monatseinkommen 
Konkursausfallgeld gezahlt, schlossen die Sparkasse V

und der Kläger auch einen Vertrag über den Anspruch 
des Klägers auf 13* Monatseinkommen nach vorstehendem Muster.

Am 1. Februar 1986 wurde über das Vermögen des Arbeitgebers 
des Klägers das Konkursverfahren eröffnet und der Beklagte zum 
Konkursverwalter bestimmt. Das Arbeitsverhältnis des Klägers en­
dete am 28. Februar 1986. Das Arbeitsamt änderte später seine 
Rechtsauffassung und entschied, hinsichtlich des 13- Monatsein­
kommens nur 3/12 Konkursausfallgeld zu leisten. Die Arbeitsver­
waltung zahlte deshalb der Sparkasse einen geringeren Betrag als 
erwartet aus. Daraufhin verlangte die Sparkasse vom Konkursver­
walter, er solle die nach ihrer Auffassung überzahlten Arbeitneh­
mer zur Rückzahlung auffordern bzw. die Beträge vom Lohn einbe­
halten. Dieser Aufforderung kam der Beklagte gegenüber dem Kläger 
mit Schreiben vom 6. März 1986 nach und zog vom Nettoverdienst 
des Klägers im Februar 1986 727,77 DM ab.

Der Kläger hat gemeint, der Beklagte habe gegen ihn keinen 
aufrechenbaren Anspruch.

Er hat beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an den Kläger 
727,77 DM netto nebst 4 % Zinsen seit Fällig­
keit (10.3.1986) zu zahlen.
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Der Beklagte hat Klageabweisung beantragt und
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hilfsweise widerklagend
den Kläger zu verpflichten, den Beklagten als 
Konkursverwalter über das Vermögen der Firma 
A. B GmbH & Co. KG i.K. in Höhe eines Betra­
ges von 727,77 DM freizustellen von der Verpflich­tung gegenüber der Sparkasse V
aus Inanspruchnahme der Finanzierung des Konkurs­
ausfallgeldes für die Firma A. B GmbH & Co. KGi.K.

Der Beklagte hat sich zur Begründung seines Aufrechnungsan­
spruchs auf die Abtretung eines Rückerstattungsanspruchs der 
Sparkasse gegen den Kläger vom 16./21. Juli 1986 berufen. Er hat 
gemeint, dem Kläger sei bekannt gewesen, daß sein Anspruch auf 
Konkursausfallgeld über die Sparkasse V fi­
nanziert worden sei, um seine wirtschaftliche Situation zu er­
leichtern. Den Betrag in Höhe von 727,77 DM habe er ohne Rechts­
grund erhalten, weil insoweit kein Anspruch auf Konkursausfall­
geld bestehe. Der Kläger sei jedenfalls verpflichtet, ihn in Höhe 
eines Betrages von 757,73 DM netto von seiner Verpflichtung ge­
genüber der Sparkasse V freizustellen.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben der Klage ent­
sprochen und die Widerklage abgewiesen. Mit der zugelassenen Re­
vision verfolgt der Beklagte seine erstinstanzlichen Anträge wei­
ter.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist unbegründet.

I. Das Landesarbeitsgericht hat ausgeführt, die Sparkasse V
habe gegen den Kläger keinen Anspruch, den 

sie an den Beklagten habe abtreten können. Der Anspruch folge
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weder aus Bereicherungsrecht noch aus Vertragsrecht. Der Beklagte 
habe auch keinen vertraglichen Anspruch gegen den Kläger, von 
etwaigen Ansprüchen der Sparkasse gegen ihn aus einer Garanten­
stellung im Finanzierungsvertrag freigestellt zu werden.

II. Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts enthalten ent­
gegen der Auffassung der Revision keine Rechtsfehler.

1. Nachdem der Beklagte in der Berufungsinstanz den Sachverhalt
berichtigt hat, steht fest, daß er gegen den Kläger keinen aufre­
chenbaren Zahlungsanspruch aus eigenem Recht hat, sondern allen­
falls Ansprüche der Sparkasse V aus abgetre­
tenem Recht geltend machen kann,

2. Die Sparkasse V hat gegen den Kläger
aus keinem rechtlichen Gesichtspunkt einen Anspruch auf Rückzah­
lung von 727,77 DM (9/12 des für das 13- Monatseinkommen gelei­
steten Nettobetrages).

a) Das Landesarheitsgericht hat zutreffend einen gesetzlichen 
Anspruch der Sparkasse aus Kaufvertragsrecht und Bereicherungs­
recht verneint. Die Revision erhebt insoweit auch keine Rügen.

b) Entgegen der Auffassung der Revision hatte die Sparkasse 
auch keinen vertraglichen Anspruch gegen den Kläger aus der Fi- 
nanzierungsVereinbarung über das 13. Monatseinkommen* Das darin 
enthaltene Schadenersatzversprechen bezieht sich nicht-auf den 
Bestand des sozialrechtlichen Anspruchs auf Konkursausfallgeld, 
sondern ledi gl ich auf die Zusicherung des Klägers, daß - der An-
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spruch weder anderweitig abgetreten oder verpfändet oder gepfän­
det ist. Die Zusicherung bezieht sich weiter nur darauf, daß er 
keinen Antrag auf Konkursausfallgeld gestellt und für den oben 
genannten Zeitraum keine Arbeitslosenunterstützung erhalten oder 
beantragt hat bzw. beantragen wird. Diese Voraussetzungen sind 
unstreitig nicht gegeben.

Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht den Vertrag unter 
Anwendung der §§ 133, 157 BGB auch nicht dahin ausgelegt, der 
Kläger habe der Sparkasse V zugesichert, für
die verkaufte und abgetretene Forderung auf das 13- Monatseinkom­
men bestehe im vollen Umfange ein Anspruch auf Konkursausfall­
geld. Diese Auslegung des Landesarbeitsgerichts kann vom Revi­
sionsgericht nur daraufhin überprüft werden, ob das Berufungsge­
richt gegen materiell-rechtliche Auslegungsregeln verstoßen hat, 
insbesondere Gesetze der Logik oder allgemeine Erfahrungssätze 
verletzt worden sind oder der Auslegungsstoff nicht vollständig 
verwertet worden ist. Denn bei dem Vertrag zwischen der Sparkasse 
V und dem Kläger handelt es sich um eine be­
schränkte Anzahl von nichttypischen Verträgen.

Diesem eingeschränkten Prüfungsmaßstab hält das Urteil 
stand. Soweit der Beklagte rügt, das Landesarbeitsgericht habe 
den Auslegungsstoff nicht vollständig berücksichtigt und die Be­
deutung des Satzes "Aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen steht 
mit dieser Abtretung insoweit auch der Anspruch auf Konkursaus­
fallgeld der Bank zu" im Finanzierungsvertrag übersehen, vermag 
der Senat dem nicht zu folgen. Auch eine über den Wortlaut der 
Willenserklärungen hinausgehende Interpretation gestattet nicht
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die Auslegung, damit habe der Kläger den Bestand des sozialrecht­
lichen Anspruchs zugesichert. Die Stellung des vom Beklagten her­
angezogenen Satzes unmittelbar nach der Regelung des schuldrecht­
lichen Forderungskaufvertrags nach § 437 BGB und des Erfüllungs­
geschäftes "Zahlung gegen Abtretung" sowie die sprachliche An­
knüpfung an diese Abtretung lassen die Bedeutung des Eingangssat­
zes von Abs. 2 deutlich werden. Er erschöpft sich in der Wieder­
gabe der nach der Abtretung veränderten sozialrechtlichen Rechts­
lage betreffend der Inhaberschaft des Konkursausfallgeldan­
spruchs. Er stellt keine Zusicherung über den Bestand des von 
allen Beteiligten nach der Auskunft des Arbeitsamtes V

angenommenen sozialrechtlichen Anspruchs hinsicht­
lich des vollen 13. Monatseinkommens dar.

c) Der Beklagte hat aus abgetretenem Recht auch keinen Anspruch 
wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage auf Rückzahlung des nicht 
vom Konkursausfallgeld gedeckten Betrages nach § 242 BGB. Nach 
der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs und des Bundesarbeits­
gerichts wird die Geschäftsgrundlage eines Vertrages gebildet 
am oh die bei Abschluß zutage getretenen, dem Geschäftsgegner 
erkennbaren und von ihm nicht beanstandeten Vorstellungen der 
einen Vertragspartei oder die gemeinschaftlichen Vorstellungen 
beider Vertragsparteien von dem Vorhandensein oder dem künftigen 
Eintritt oder Fortbestand gewisser Umstände, sofern sich der Ge­
schäftwille der Parteien auf diesen Vorstellungen aufbaut. Hierzu 
rechnet auch ein beiderseitiger Irrtum in der Beurteilung der 
Rechtslage bei Abschluß eines Vertrages, wenn ohne diesen beider­
seitigen Rechtsirrtum der Vertrag nicht wie geschehen geschlossen 
worden wäre (BGHZ 2, 176, 1885 BGHZ 7, 346, 360; BGHZ 25, 390,
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392; BGHZ 62, 20, 24; BAG Urteil vom 14. Februar 1956 - 1 AZR 
279/54 - AP Nr. 1 zu § 242 BGB Geschäftsgrundlage; BAG Urteil vom 
5. April I960 - 5 AZR 197/57 - AP Nr. 3 zu § 242 BGB Geschäfts­
grundlage; BAGE 38, 194, 199 = AP Nr. 33 zu § 612 BGB; BAGE 52, 
273 = AP Nr. 7 zu § 242 BGB Geschäftsgrundlage; Larenz, Allgemei­
ner Teil des deutschen Bürgerlichen Rechts, 7. Aufl., § 20 III; 
RGRK-Alff, BGB, Bd. II, 12. Aufl., § 242 Rz 53; MünchKomm-Roth, 
BGB, 2. Aufl., § 242 Rz 477 ff.). So verhält es sich nach dem 
Vorbringen des Beklagten bei Abschluß des Finanzierungsvertrages. 
Beide Parteien haben sich danach über die sozialrechtliche 
Rechtslage geirrt. Daraus erfolgt jedoch kein Anspruch des Be­
klagten. Die unrichtige Vorstellung beider Parteien führt zur 
Anpassung des Vertrages bzw. in Ausnahmefällen zur Auflösung des 
bereits erfüllten Vertrages und zur Rückgewähr bereits ausge­
tauschter Leistungen nur dann, wenn unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalls und der Interessen beider Parteien der 
einen Vertragspartei das Festhalten am Vertrag nicht und der an­
deren Partei die Anpassung bzw. Auflösung des Vertrages zugemutet 
werden kann (BAGE 52, 273 = AP, aaO).

Im Streitfall fällt die Interessenabwägung zugunsten des 
Klägers aus. Die Sparkasse hat einen Forderungskauf getätigt in 
der Erwartung, kein Risiko im sozialrechtlichen Bereich einzuge­
hen. Sie hat sich dabei auf eine mündliche Aussage des Arbeits­
amtes verlassen. Diese hat sich als unzutreffend erwiesen, und so 
ist der Sparkasse unter Einbeziehung der an die Kollegen des Klä­
gers gezahlten Beträge ein Ausfall von mehreren tausend Mark ent­
standen. Das ist allerdings darin begründet, daß die sozialrecht­
liche Rechtslage mangelhaft untersucht worden ist. Eine Überprü-
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fung der Rechtssprechung (vgl. insbesondere Urteil des BSG vom 
1. Dezember 1978 - 12 RAr 9/78 - SozR 4100 § 141 b Nr. 8; später 
auch Urteil vom 10. September 1987 - 10 RAr 10/86 - SozR 4100 
§ 141 b Nr. 40) hätte nicht zu einem Vertrag diesen Inhalts ge­
führt, weil vorhersehbar gewesen wäre, daß das 13. Monatseinkom­
men nicht vollständig vom Konkursausfallgeld gedeckt war. Aber 
auch unabhängig von der Überprüfung der sozialrechtlichen Rechts­
lage hätte die Sparkasse das Ausfallrisiko durch eine ausdrück­
liche Rückzahlungsklausel vertraglich absicnern können. Das hat 
die Sparkasse versäumt. Unter diesen Umständen ist es demjenigen, 
dessen Erwartungen sich nicht erfüllen, zumutbar, am Vertrag 
festgehalten zu werden. Denn das Risiko einer Vermögensdisposi­
tion, bei der eine Partei mit einer bestimmten zukünftigen Ent­
wicklung rechnet, muß sie selbst tragen (Larenz, aaO).

3. Der Beklagte hat gegen den Kläger keinen Anspruch auf Frei­
stellung von einer eigenen Verpflichtung gegenüber der Sparkasse 
V in Höhe von 727,77 DM. Der vom Arbeitgeber
des Klägers und dem Sequester mitunterschriebene Vertrag zwischen 
uer Sparkasse V und dem Kläger bietet dafür
keine Rechtsgrundlage. Er enthält weder eine ausdrückliche noch 
eine durch Auslegung zu ermittelnde Verpflichtung des Klägers 
gegenüber seinem Arbeitgeber, für dessen Nachteile einstehen zu 
müssen, die diesem aus dem fehlgeschlagenen Risikogeschäft ent­
stehen können. Ebensowenig gebietet die nachwirkende Treuepflicht 
des Arbeitnehmers, das vom Arbeitgeber bzw. dessen Sequester ini­
tiierte Geschäft über den Verkauf tariflich unstreitig bestehen­
der Ansprüche auf 13. Monatseinkommen so abzusichern, daß der 
Arbeitgeber keine finanziellen Nachteile hat.
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III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Dr. Röhsler Dr. Jobs Dörner
Fischer Buschmann

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Im Namen des Volkes!

	UrteN

	- 3 -

	- 6 -

	- 8 -





